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Stellungnahme im Rahmen der Konsultation zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Um-

setzung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften der Zweiten Zahlungsdiensterichtlinie (Zah-

lungsdiensterichtlinieumsetzungsgesetz – ZDUG) 

 

Vorbemerkung 

Die Möglichkeit zur Stellungnahme zum o. g. Gesetzentwurf nehmen wir gerne wahr. Vorweg möch-

ten wir betonen, dass die Wirtschaft die Schaffung eines einheitlichen Rechtsrahmens für einen EU-

weiten Zahlungsverkehrsmarkt durch die Zweite Zahlungsdiensterichtlinie (Payment Service Direc-

tive II – PSD II) befürwortet. In einer regulatorischen Gleichbehandlung von Banken und Nichtban-

ken als Anbieter von Finanzdienstleistungen, wie z. B. Zahlungsdienste auf Basis digitaler Medien 

und digitaler Informationstechnologien (Stichwort: FinTech), sehen wir eine Grundvoraussetzung für 

faire Wettbewerbsbedingungen im Zahlungsverkehrsmarkt. Zudem unterstützt und anerkennt die 

Wirtschaft die mit der Gesetzgebung angestrebte Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfi-

nanzierung. Wichtig ist dabei aus unserer Sicht, dass die gesetzlich den Verpflichteten auferlegten 

Pflichten effektiven Nutzen bringen, die Angemessenheits- und Verhältnismäßigkeitsgrundsätze ge-

wahrt sind und dass letztlich eine praktikable und rechtssichere Anwendung der Regelung für alle 

Beteiligten ermöglicht wird. 

 

Im Rahmen der Konsultation möchten wir vor allem im Hinblick auf eine praktikable und rechtssi-

chere Anwendung der Regelungen für Zahlungsdienste bei der Umsetzung der PSD II in deutsches 

Recht zu den Begriffsbestimmungen der Ausnahmen in § 2(1) 10 ZDUG Stellung nehmen. Diese 

Passagen entsprechen dem Artikel 3 k der PSD II (Richtlinie (EU) 2015/2366). Hier sehen wir nach 

wie vor die bereits in unserer Stellungnahme vom 24.06.2016 zur PSD II (GZ VII A 3 - WK 

5607/16/10001 :005, DOK 2016/0267285) und in der informellen Anhörung am 13.09.2016 benann-

ten Unklarheiten vor allem im Hinblick auf regionale Gutscheinsysteme sowie Gutscheine von orga-

nisatorisch gemeinsam auftretenden, aber rechtlich nicht-verbundenen Unternehmen (z. B. Fran-

chise, Kooperationen, Verbundgruppen). Die entsprechenden Regelungsmaßnahmen des ZDUG 

können Unternehmen z. B. bei der Ausgabe von Wertgutscheinen einschränken und damit einen 

Einfluss auf deren Möglichkeiten der Innenfinanzierung haben. 
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Ausgangssituation 

Viele lokale Unternehmen aus Einzelhandel, Gastronomie, Freizeit und anderen Dienstleistungsbe-

trieben beteiligen sich an regionalen Gutscheinsysteme. Sie sind ein wichtiger Faktor um Kaufkraft 

in den Städten und Regionen zu halten, zusätzliche Umsätze in den angeschlossenen Betrieben zu 

erzielen und attraktive Standorte zu sichern. 

 

Wie in der informellen Anhörung am 13.09.2016 vereinbart, haben wir die uns vorliegenden Daten 

zu Gutscheinsystemen in einer weiteren Umfrage ergänzt. Über 100 Anbieter haben uns bislang ge-

antwortet. Davon konnten 99 Antworten in der Auswertung verwendet werden. 

 

Die Anzahl der Stellen, bei denen Gutscheine eingelöst werden können, liegt im Durchschnitt bei 

99. Über mehr als 100 Einlösestellen verfügt nur ein gutes Viertel der Systeme. Die Gutscheine las-

sen sich im Einzelhandel (bei 95), Gastronomie (bei 96), im Bereich Freizeit/Kultur (bei 73 Syste-

men) sowie bei sonstigen Dienstleistern oder Handwerksbetrieben einlösen (z. B. Friseur, Massa-

gen, Ladenhandwerk). 

 

  

 

Der über die regionalen Gutscheinsysteme erzielte Umsatz beläuft sich im Durchschnitt auf knapp 

EUR 200.000 im Jahr 2015. Allerdings liegt der Umsatz bei fast drei Viertel der Systeme bei maxi-

mal EUR 100.000. Einige große Gutscheinsysteme (z. B. in Einkaufszentren) tragen dazu bei, dass 

der Mittelwert relativ hoch ausfällt. 
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Der durchschnittliche Wert eines Gutscheins liegt bei etwas über EUR 100. Bei der Hälfte der er-

fassten Systeme liegt der Gutscheinwert bei maximal EUR 25. Nur bei 13 Systemen können Gut-

scheine über EUR 100 ausgestellt werden. Bei 42 Systemen kann der Gutscheinwert variabel ge-

wählt werden, bei 55 Systemen sind feste Werte (z.B. EUR 10 und EUR 20) vorgegeben.  
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Von den erfassten Systemen gaben 6 an, dass die Nutzung ihres regionalen Gutscheinsystems auf 

ein Stadtviertel beschränkt ist, 76 nennen in diesem Zusammenhang die Stadt, 11 die Region. 3 

weitere Unternehmen grenzen ihr regionales Gutscheinsystem auf ein Einkaufszentrum ein.  In die-

sem Zusammenhang ist die Frage zu stellen, ob Einkaufszentren zukünftig wie Kaufhausbetreiber 

behandelt werden (s. Referentenentwurf ZDUG, Abschnitt B. Besonderer Teil, S. 106). 

 

 

 

In der Umfrage haben die Betreiber von Gutscheinsystemen aus fast allen Bundesländern geant-

wortet. Der Schwerpunkt liegt allerdings in Süddeutschland. Dort sind Gutscheinsysteme nach Aus-

sage von Experten weit verbreitet. 
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Die Abwicklung der Gutscheinsysteme erfolgt meist über Gewerbevereine, Tourist-Informationen 

oder Stadtmarketing-Organisationen. Teilweise sind auch Banken als Emittenten beteiligt. Die Absi-

cherung der Kundengelder ist meist über Treuhandkonten gewährleistet. Der Verkauf der Gut-

scheine erfolgt in der Regel über eine sehr begrenzte Anzahl von Stellen (z.B. Stadtmarket ing, 

Bank, begrenzte Anzahl geprüfter Einlösestellen). Die Absicherung der Kundengelder ist in der Re-

gel kein Problem, da viele verschiedene Unternehmen das System tragen und durch die Beteiligung 

kommunaler Akteure und ihrer lokalen Organisationen ein naher Kontakt zum Kunden sowie ein di-

rekter Ansprechpartner vor Ort existiert. Zunehmend gehen die Anbieter auch Kooperationen mit 

Arbeitgebern vor Ort ein, die ihren Mitarbeitern Geschenkgutscheine im Rahmen der Steuerfreibe-

träge zu Verfügung stellen. Dadurch werden die regionalen Wirtschaftskreisläufe weiter gestärkt. 

 

In der ZDUG sollte deutlich werden, dass Gutscheinsysteme mit lokaler bzw. regionaler Begren-

zung nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, da sie nur in einem begrenzten Netz gül-

tig sind. Zudem besteht im Sinne des § 2(1) 10. A) in der Regel eine Geschäftsvereinbarung und 

eine Organisation ist für Abwicklung und Verwaltung der Gelder verantwortlich („professioneller 

Emittent“). 

 

Vor dem Hintergrund der o. g. Umfragedaten erscheinen quantitative Schwellen für den Wert der in 

Verkehr gebrachten Gutscheine pro Jahr oder zur Anzahl der Einlösestellen sinnvoll, um Rechtssi-

cherheit für die Betreiber der Gutscheinsysteme und die beteiligten Unternehmen zu schaffen. 

 

Klarstellung zu Gutscheinen organisatorisch verbundener Unternehmen 

Im Dienstleistungsbereich sind viele Unternehmen in Kooperationen oder Franchisesystemen orga-

nisiert. Ein wichtiges Marketinginstrument sind Gutscheine (z. B. für Hotelübernachtungen, gastro-

nomische Leistungen oder Wertgutscheine für Produkte der angeschlossenen Mitglieder). In den 

meisten Fällen ist das Waren- und Dienstleistungsangebot also begrenzt. Trotzdem bestehen auch 

hier Unklarheiten, welche Systeme unter die Ausnahmen fallen und welche nicht. 

 

Eine quantitative Abgrenzung bzw. genauere Definition des Begriffs „sehr begrenztes Waren- und 

Dienstleistungsspektrum“ scheint uns daher sinnvoll. Das Ziel sollte auch hier die Schaffung der 

Rechtssicherheit für die Unternehmen sein. 
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Ansprechpartner: 

Dr. Ulrike Regele 

Referatsleiterin Handel und Tourismus   

Tel.: +49 30 20308-2104 

E-Mail: regele.ulrike@dihk.de 

 

Dr. Christian Fahrholz 

Referatsleiter Geld und Währung, Unternehmensfinanzierung, Unternehmenssicherung 

Tel.: +49 30 20308-1507 

E-Mail: fahrholz.christian@dihk.de 
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